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Siehst du, wie viel Sternlein stehen?

Georg Dahm
...................................................................................................................................................................

Wer gestern die Gelegenheit hatte, einen ver-
träumten Blick in den Nachthimmel über dem
Pazifik zu werfen, der wird gegen 22.50 Uhr
vielleicht eine Sternschnuppe erblickt haben, die
tröstlich vom Firmament funkelte.

In diesem gewiss recht romantischen Moment
ist dort oben in der Atmosphäre eine ausgespro-
chen teure Mülltonne verglüht. Der europäische
Raumtransporter ATV-2, auch „Johannes Kepler“
genannt, beladen mit 1200 Kilo Abfall aus der in-
ternationalen Raumstation ISS, beendete seine

330 Mio. Euro teure Reise ins All planmäßig mit
einem Feuerwerk und ein paar dampfenden
Klümpchen.

Müll, Geld, verbrennen, Europa: Keineswegs
wollen wir an dieser Stelle in wohlfeile Vergleiche
mit gewissen finanzpolitischen Vorgängen in un-
serem kriselnden Staatenbund verfallen. Ebenso
wenig soll uns die Tatsache, dass die nächsten bei-
den ATV-Missionen „Edoardo Amaldi“ und „Albert
Einstein“ schon geplant sind, zu irgendwelchen
Bonmots über das Nachschießen von Geld – gu-
tem wie schlechtem – verleiten. 

Stattdessen möchten wir Ihnen den verglühen-
den Versorger als Symbol der Hoffnung empfeh-

len, was Ihnen umso willkommener sein wird,
sollte letzte Nacht die Vertrauensfrage im grie-
chischen Parlament gescheitert sein – zum
Redaktionsschluss tagte man noch in Athen.

Denn es soll vorbei sein mit der teuren Reise
ohne Wiederkehr: Schon in wenigen Jahren will
man das anspruchsvollste Raumschiff, das die
Europäer je gebaut haben, mit einem Hitzeschild
versehen und an einem Rettungsschirm zur Erde
hinabgleiten lassen. Und dann kann man hier
gewissenhaft nachprüfen, was die Damen und
Herren auf der ISS so angestellt haben mit den
Versorgungsgütern, die man ihnen freigebig hin-
terherschoss. 

MEDIENSTREIT

Gemeinsam stärker
Wenn es um die Vorschriften für den
öffentlich-rechtlichen Rundfunk
geht, setzt der Rundfunkstaatsver-
trag eigentlich klare Grenzen:
„Nichtsendungsbezogene presse-
ähnliche Angebote sind nicht zu-
lässig“, steht dort geschrieben. Die
ARD hat mit ihrer „Tagesschau“-
App für Smartphones und den
Tablet-PC iPad diese Grenze einmal
mehr überschritten. Sie bietet steu-
erfinanziert kostenlose Inhalte an
und wildert damit im Gehege der
Privaten.

Umso erstaunlicher ist es daher,
dass die Leidtragenden ein halbes
Jahr gebraucht haben, um dagegen
vorzugehen. Erst gestern reichte
eine Allianz von acht Verlagen
Klage gegen die mobile Anwendung
ein. Auch wenn der Schritt reichlich
spät kommt, könnte er eine Wende
im bisher ungleichen Kampf der
öffentlich-rechtlichen und privaten
Medien einleiten. Zumal nun selbst
Politiker wie NRW-Ministerpräsi-
dentin Hannelore Kraft die Markt-
verzerrung öffentlich brandmarken.

Die mobile ARD-Anwendung ist
für die Verlage deshalb so bedroh-
lich, weil sie die Gratiskultur im
Netz nun auch noch ins Apple-Uni-
versum trägt. Von Vertriebsformen
wie den Apps, bei denen der Nutzer
grundsätzlich bereit scheint, für
Inhalte zu zahlen, erhofften sie sich
endlich eine neue Ertragsquelle.
Dabei tun sich die Verlage mit den
harten Bedingungen des iPad-Her-
stellers Apple schon schwer genug.

Deshalb geht es letztlich ums
Prinzip, wenn die Verlage sich nun
gegen die nächste Gratisoffensive
der ARD stemmen. Bislang hat es
die Branche nicht geschafft, eine
gemeinsame Strategie für den Ver-
trieb journalistischer Inhalte im In-
ternet zu entwickeln. Soll die Alli-
anz der Verlage jetzt halten, müssen
sie ihre Strategie mit voller Kon-
sequenz durchziehen. Das bedeutet
unter anderem, dass sie keine Vi-
deos mehr bei der ARD bestellen,
um sie auf ihren eigenen Internet-
seiten zu präsentieren. Das würde
ihre Klage unglaubwürdig machen. 
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Dass plötzlich noch ein
neuer Kandidat vom
Himmel fällt, ist nicht
zu erwarten

Tempo bei der Ackermann-Nachfolge!
Die Deutsche Bank bietet ein Bild des Chaos. Dabei ist die Besetzung des Chefpostens gar nicht schwer

Sven Clausen
........................................................................................................................

Die Suche nach einem Nachfolger für
Vorstandschef Josef Ackermann ist zu
einer Klamotte verkommen. Schuld
daran ist die Deutsche Bank selbst: Sie
lässt kein Konzept erkennen, mit dem
die Lücke nach dem Abgang des
Schweizers gestopft werden kann.
Dessen Vertrag läuft bis zum Mai
2013, dem Datum der Hauptversamm-
lung. Der Aufsichtsrat macht den Ein-
druck, dass ihm die Zukunft selbst
noch ein Rätsel ist. Das wiederum ver-
stehen Beschäftigte, Konkurrenten,
Medien und Investoren als Einladung,
kräftig mitzuspekulieren. Denn offen-
sichtlich können die Kontrolleure jede
Entscheidungshilfe gut gebrauchen. 

Praktisch jeder Vorstand ist öffent-
lich schon einmal auf seine Vor- und
Nachteile abgeklopft worden, mitun-
ter in tiefschürfenden Charakterstu-
dien, die Tabubrüche wie etwa amou-
röse Vorlieben bereithielten. Keine
Frage: So etwas schadet dem Ansehen
der Bank und vergiftet intern die At-
mosphäre. Der einflussreiche Investo-
renvertreter Hermes sah sich vor we-
nigen Wochen zu einem Brandbrief
genötigt: „Das bisherige Vorgehen bei
der Nachfolgeregelung und die nun
schon seit Jahren andauernde öffentli-
che Diskussion schaden nicht nur
möglichen Kandidaten, sondern ins-
besondere auch dem Unternehmen
Deutsche Bank“, schreiben die Briten. 

Da bietet einen Hoffnungsschim-
mer, was auf den ersten Blick grotesk
wirkt. Mitten in diesem Chaos meldet
sich Aufsichtsratschef Clemens Bör-

sig zu Wort und spricht von einem
„klar strukturierten Prozess“. 

Das widerspricht zwar der Realität
außerhalb des Büros des Aufsichts-
ratsvorsitzenden. Aber weil Börsig als
ehrlicher Mann bekannt ist, sei ihm
geglaubt: Zumindest die Aktenlage
innerhalb des Büros des Aufsichts-
ratsvorsitzenden weist offenbar einen
klar strukturierten Prozess aus. Das
aber lässt nur einen Schluss zu: Börsig
kann und muss schon in wenigen
Monaten die Entscheidung über die
Nachfolge Ackermanns verkünden –
und damit das kindische Schauspiel
beenden. 

Denn nichts anderes kann die Rede
von einem „geordneten Prozess“ be-
deuten. Ein angemessenes Prozedere
für solche Positionen beginnt damit,
sich ein Bild darüber zu machen, wer
intern aus dem Vorstand infrage
kommt. 23 Monate vor dem geplanten
Ausscheiden seines Vorstandschefs
ist ein Aufsichtsratschef normaler-
weise nicht unter Zeitdruck. In der
spezifischen Situation, in der sich die
Bank inzwischen befindet, schon.
Schließlich werden Informationen
über vermeintliche und tatsächliche
Ambitionen einzelner Spitzenkräfte
seit Monaten öffentlich diskutiert. Da
muss der Chefkontrolleur nachfragen
und sich ein eigenes Bild machen –
um zur Schadensbegrenzung bei der
Nachfolgersuche aufs Tempo drücken
zu können. 

Börsig sollte mittlerweile wissen,
wer im Vorstand der Deutschen Bank
die Bereitschaft und den Willen
mitbringt, Vorstandschef zu werden.
Er muss auch ein Bild haben, wer die

Fähigkeit mitbringt. Beispiel Anshu
Jain, Chef des Investmentbankings:
Der Inder ist bereit und willens
und grundsätzlich sicherlich auch
fähig, eine Großbank zu führen. Al-
lerdings muss der Aufsichtsratschef
entscheiden, ob Jains kulturelle Ori-
entierung zum Job passt. 

Aufgrund der Bedeutung der
Deutschen Bank für die deutsche
Volkswirtschaft ist deren Chef auch
immer so etwas wie der inoffizielle
Sprecher der deutschen Geldbranche.
Das hat sich beim Hilfspaket für die
Hypo Real Estate gezeigt und zeigt

sich jetzt wieder bei der Diskussion
um den Beitrag der deutschen Ban-
ken für die Griechenland-Hilfe. Je-
weils gibt Ackermann den Ton an.
Jains Interesse an Deutschland ist
mittelmäßig. Ob das ausreicht, um
die Deutsche Bank zu führen, kann
Börsig allerdings erst einmal unbe-
antwortet lassen, bis er den zweiten
wichtigen Teil des geordneten Pro-
zesses abgeschlossen hat: die externe
Suche nach Kandidaten. 

Auch die läuft bereits und muss
nicht mehr Ewigkeiten dauern.
Schließlich gibt es dafür spezialisierte
Personalberatungsfirmen. Das Profil
des Ackermann-Nachfolgers – so ei-

ner wie Ackermann – ist auch klar, die
Auswahl daher überschaubar. Börsig
muss die Favoriten eingehend prüfen.
Und dann entscheiden: Ist ein inter-
ner Kandidat besser oder ein exter-
ner? Oder ist ein Tandem die beste
Lösung, um etwa die Schwächen eines
internen Kandidaten wie Jain aus-
zubalancieren? Im Herbst, spätestens
bis zum Jahreswechsel sollte eine sol-
che Entscheidung gefallen sein. 

Börsig muss aufs Tempo drücken,
denn die Situation wird nicht besser.
Dass plötzlich noch ein neuer Kan-
didat vom Himmel fällt, ist nicht zu
erwarten. Die Auftritte der amtieren-
den Vorstände werden weiter einzig
danach bewertet, ob sie deren Chan-
cen auf die Ackermann-Nachfolge er-
höhen oder nicht – unabhängig von
ihren Ambitionen. 

Je früher Börsig entscheidet, desto
besser. Die Bank kann sich darauf ein-
stellen, Ackermann kann den oder die
Neuen einarbeiten, um sich nach eini-
gen Monaten selbst zu verabschieden.
Durch eine frühe Festlegung auf sei-
nen Nachfolger wird Ackermann
kaum geschwächt – dafür ist er zu un-
angefochten und hat den Apparat zu
sehr auf sich zugeschnitten. Das heißt
allerdings auch, dass Börsig auf
Ackermanns Ideen zu seiner Nach-
folge eingehen muss. Denn sonst wei-
gert sich dieser am Ende noch, seinen
Posten vor dem Mai 2013 zu überg-
eben. Und das wäre dann doch ein
schädliches Interregnum. 
........................................................................................................................

E-Mail clausen.sven@guj.de

Sven Clausen ist stellvertretender Chef-

redakteur der FTD.
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Kein Unternehmen
sollte an die Börse
gezwungen werden 

BÖRSENGÄNGE

Lasst Facebook in Ruhe
Die amerikanische Regierung und
die Börsenaufsicht SEC lassen ein
wenig Realitätssinn durchschim-
mern. Offenbar setzt sich in Wa-
shington langsam die Erkenntnis
durch, dass Internetunternehmen
wie Facebook und Twitter ohnehin
Wege finden, ihren Börsengang
hinauszuschieben. Also passen sie
nun die veraltete Vorschrift an, die
Firmen lange geradezu aufs Parkett
nötigte. 

Facebook hat das sonderbare
Gesetz längst ad absurdum geführt,
wonach US-Firmen mit mehr als
500 Investoren ihre Bilanzen offen-
legen müssen – was dann für ge-
wöhnlich über einen Börsengang
geschieht. Erst handelte das soziale
Netzwerk mit der SEC aus, dass Mit-
arbeiter, die einen Großteil der An-
teile halten, nicht dazuzählen. Dann
bestand das Unternehmen darauf,
dass Goldman Sachs als ein einziger
Aktionär geführt wird, obwohl die
Investmentbank ihre Anteile als An-
leihen nach Belieben an Neuinves-
toren weiterreichen kann.

Nicht, dass der Staat vor den
gehypten Internetunternehmen ku-
schen soll. Der Plan geht deshalb in
die richtige Richtung, weil die welt-
weit ziemlich einmalige Regel an
sich fragwürdig ist. Noch besser
wäre es also, wenn die Regierung
das Gesetz ganz abschaffte, anstatt
nur eine höhere Obergrenze von
1000 Investoren festzulegen, ab der
ein Unternehmen Publizitätspflich-
ten unterliegt. Denn auch diese Zahl
ist willkürlich gewählt.

Die eigentliche Frage ist, mit
welchem Recht der Staat überhaupt
von Unternehmen fordert, sich dem
Kapitalmarkt zu öffnen. Niemand

zwingt einen Anleger dazu, sein
Geld in ein riskantes privates
Startup zu stecken. Umgekehrt ist es
ein bedenklicher Eingriff in die un-
ternehmerische Freiheit der Grün-
der – die das Geld privater Anleger
vielleicht gar nicht wollen –, sie an
die Börse zu treiben. Dort werden sie
einer Fülle an Pflichten unterwor-
fen, deretwegen sich derzeit manch
andere börsennotierte Firma wieder
ins Private flüchtet.

Natürlich kann es gesellschaft-
lich betrachtet Vorteile haben, wenn
einflussreiche Unternehmen wie
Facebook oder Google der Kontrolle
von Aktionären unterliegen. Wenn
sich etwa die Öffentlichkeit darüber
aufregt, wie das Netzwerk mit Nut-

zerdaten umgeht, wirkt sich das
wohl auf den Aktienkurs aus und
ruft die Anteilseigner auf den Plan. 

Solche möglichen Nebeneffekte
sind aber erstens nicht die Begrün-
dung für das Gesetz. Zweitens las-
sen sie sich auf anderem Weg errei-
chen, etwa über den Druck der Nut-
zer selbst oder über Datenschutzge-
setze. Und drittens müssten sie ge-
gengerechnet werden, mit denkba-
ren negativen Auswirkungen eines
verordneten Börsengangs. Zu denen
gehört, dass sich bei den Internet-
Startups schon die nächste Speku-
lationsblase abzeichnet. Platzt sie
an der Börse, dürften die Märkte
insgesamt noch stärker einbrechen. 

Die Leitartikel geben die Meinung der Zeitung wieder und sind daher unsigniert

Götterdämmerung 
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